
Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Baranya Megyei Bíróság — 
Auslegung der Art. 28 EG und 30 EG sowie der Richtlinie 
2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der 
Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Ge­
schäftsverkehrs, im Binnenmarkt (ABl. L 178, S. 1) — Vermark­
tung von Kontaktlinsen über das Internet — Nationale Rege­
lung, die den Verkauf von Kontaktlinsen Geschäften für medizi­
nische Hilfsmittel vorbehält 

Tenor 

Nationale Vorschriften über den Vertrieb von Kontaktlinsen fallen in 
den Anwendungsbereich der Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte recht­
liche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des 
elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den 
elektronischen Geschäftsverkehr“), soweit sie den Vorgang des Verkaufs 
von Kontaktlinsen über das Internet betreffen. Dagegen fallen natio­
nale Vorschriften über die Lieferung von Kontaktlinsen nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie. 

Die Art. 34 AEUV und 36 AEUV sowie die Richtlinie 2000/31 
sind dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung entgegen­
stehen, wonach Kontaktlinsen nur in Fachgeschäften für medizinische 
Hilfsmittel vertrieben werden dürfen. 

( 1 ) ABl. C 141 vom 20.6.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 23. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Ver- 
waltungsgerichtshofs Baden-Württemberg — Deutschland) 

— Land Baden-Württemberg/Panagiotis Tsakouridis 

(Rechtssache C-145/09) ( 1 ) 

(Freizügigkeit — Richtlinie 2004/38/EG — Art. 16 Abs. 4 
und Art. 28 Abs. 3 Buchst. a — Unionsbürger, der im Auf­
nahmemitgliedstaat geboren ist und dort mehr als 30 Jahre 
gewohnt hat — Abwesenheiten vom Aufnahmemitgliedstaat 
— Strafrechtliche Verurteilungen — Ausweisungsverfügung 

— Zwingende Gründe der öffentlichen Sicherheit) 

(2011/C 30/04) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Land Baden-Württemberg 

Beklagter: Panagiotis Tsakouridis 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgerichtshofs Baden- 
Württemberg — Auslegung der Art. 16 Abs. 4 und 28 Abs. 3 
Buchst. a der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht 
der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Ho­
heitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur 
Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 
90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG (ABl. L 158, S. 
77 mit Berichtigungen ABl. L 229, S. 35 und ABl. 2007, L 204, 
S. 28) — Ausweisung eines Unionsbürgers, der im Aufnahme­
mitgliedstaat geboren wurde und über 30 Jahre dort gelebt hat, 
wegen mehrerer strafrechtlicher Verurteilungen — Auslegung 
des Begriffs „zwingende Gründe der öffentlichen Sicherheit“ 
und der Voraussetzungen, unter denen der nach der genannten 
Vorschrift erlangte Ausweisungsschutz verloren geht 

Tenor 

1. Art. 28 Abs. 3 Buchst. a der Richtlinie 2004/38/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das 
Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhal­
ten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur 
Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 
90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG ist dahin ge­
hend auszulegen, dass für die Bestimmung, ob sich ein Unions­
bürger in den letzten zehn Jahren vor der Ausweisung im Auf­
nahmemitgliedstaat aufgehalten hat, was das ausschlaggebende 
Kriterium für die Gewährung des verstärkten Schutzes nach dieser 
Vorschrift ist, alle im Einzelfall relevanten Umstände zu berück­
sichtigen sind, insbesondere die Dauer jeder einzelnen Abwesenheit 
des Betroffenen vom Aufnahmemitgliedstaat, die Gesamtdauer und 
die Häufigkeit der Abwesenheiten sowie die Gründe, die ihn dazu 
veranlasst haben, diesen Mitgliedstaat zu verlassen, und anhand 
deren sich feststellen lässt, ob die entsprechenden Abwesenheiten 
bedeuten, dass sich der Mittelpunkt seiner persönlichen, familiären 
oder beruflichen Interessen in einen anderen Mitgliedstaat verlagert 
hat. 

2. Für den Fall, dass das vorlegende Gericht zu dem Schluss kommt, 
dass dem betreffenden Unionsbürger der mit Art. 28 Abs. 3 der 
Richtlinie 2004/38 gewährte Schutz zusteht, ist diese Vorschrift 
dahin gehend auszulegen, dass die Bekämpfung der mit dem ban­
denmäßigen Handel mit Betäubungsmitteln verbundenen Krimina­
lität unter den Ausdruck „zwingende Gründe der öffentlichen Si­
cherheit“ fallen kann, mit denen eine Ausweisungsmaßnahme in 
Bezug auf einen Unionsbürger, der seinen Aufenthalt in den letz­
ten zehn Jahren im Aufnahmemitgliedstaat gehabt hat, gerecht­
fertigt werden kann. Für den Fall, dass das vorlegende Gericht zu 
dem Schluss kommt, dass dem betreffenden Unionsbürger der mit 
Art. 28 Abs. 2 der Richtlinie 2004/38 gewährte Schutz zusteht, 
ist diese Vorschrift dahin gehend auszulegen, dass die Bekämpfung 
der mit dem bandenmäßigen Handel mit Betäubungsmitteln ver­
bundenen Kriminalität unter den Ausdruck „schwerwiegende 
Gründe der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit“ fällt. 

( 1 ) ABl. C 153 vom 4.7.2009.
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